
Vorlagefragen 

Frage 1: Hat unter Umständen wie denen des Ausgangsverfah­
rens, in dem eine deutsche Familienkasse am 17. Oktober 2012 
aufgrund von Art. 10 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung 
574/72/EWG ( 1 ) Kindergeld für den Zeitraum von Oktober 
2006 bis November 2011 in Höhe der Differenz zu Familien­
zulagen der Schweizerischen Eidgenossenschaft gewährt und 
(durch Verrechnung) gezahlt hat, die Umrechnung der Schwei­
zerischen Familienzulagen von Schweizer Franken in Euro nach 
Art. 107 Abs. 1 der Verordnung 574/72/EWG, nach Art. 107 
Abs. 6 der Verordnung 574/72/EWG oder nach Art 90 der 
Verordnung 987/2009/EG ( 2 ) i.V.m. dem Beschluss Nr. H3 
vom 15. Oktober 2009 ( 3 ) über den Bezugszeitpunkt für die 
Festlegung der Umrechnungskurse gemäß Art. 90 der Verord­
nung 987/2009/EG zu erfolgen? 

Frage 2: Falls gemäß der Antwort auf Frage 1 die Umrechnung 
ganz oder teilweise nach Art. 107 Abs. 6 der Verordnung 
574/72/EWG zu erfolgen hat: Ist unter den in Frage 1 genann­
ten Umständen für die Umrechnung maßgeblich, wann die an­
zurechnende ausländische Leistung gezahlt worden ist, oder 
kommt es darauf an, wann die inländische Leistung, auf die 
die ausländische Leistung angerechnet wird, gezahlt wird? 

Frage 3: Falls gemäß der Antwort auf Frage 1 die Umrechnung 
ganz oder teilweise nach Art. 107 Abs. 1 der Verordnung 
574/72/EWG zu erfolgen hat: Wie hat unter Umständen wie 
denen des Ausgangsverfahrens die Ermittlung des Bezugszeit­
raums nach Art 107 Abs. 2 und 4 der Verordnung 
574/72/EWG zu erfolgen? Ist für die Umrechnung von Bedeu­
tung, wann der Schweizerische Träger die anzurechnenden Fa­
milienleistungen bewilligt oder ausgezahlt hat? 

Frage 4: Falls gemäß der Antwort auf Frage 1 die Umrechnung 
ganz oder teilweise nach Art. 90 der Verordnung 987/2009/EG 
i.V.m. dem Beschluss Nr. H3 vom 15. Oktober 2009 zu erfol­
gen hat: Nach welcher Bestimmung (Nr. 2, Nr. 3 Buchstabe a 
oder Nr. 3 Buchst. b) des Beschlusses Nr. H3 vom 15. Oktober 
2009 und in welcher Weise hat die Umrechnung von Familien­
leistungen zu erfolgen, wenn das nationale Recht in Bezug auf 
die inländische Familienleistung an sich einen Leistungsaus­
schluss vorsieht (§ 65 Abs. 1 Nr. 2 EStG) und die Gewährung 
nur aufgrund von Unionsrecht erfolgt? Ist es für die Umrech­
nung von Bedeutung, wann der Schweizerische Träger die Fa­
milienleistungen bewilligt oder ausgezahlt hat? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 über 
die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwen­
dung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
Selbständige sowie deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern, ABl. L 74, S. 1. (aktualisierte Fassung) 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die 
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, ABl. L 284, S. 1. 

( 3 ) Beschluss Nr. H3 vom 15. Oktober 2009 über den Bezugszeitpunkt 
für die Festlegung der Umrechnungskurse gemäß Artikel 90 der 
Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates, ABl. 2010 C 106, S. 56. 
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Vorlagefrage 

Ist das Abkommen ( 1 ) zwischen der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft und der Europäischen Gemeinschaft über den Luftver­
kehr vom 21. Juni 1999 in der Fassung des Beschlusses Nr. 
2/2010 ( 2 ) des Luftverkehrsausschusses Gemeinschaft/Schweiz 
vom 26. November 2010 dahin auszulegen, dass die Verord­
nung (EG.) Nr. 261/2004 ( 3 ) des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Rege­
lung für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste 
im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer 
Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 295/91 entsprechend ihrem Art. 3 Abs. 1 Buchst. 
a auch für Fluggäste gilt, die auf Flughäfen in der Schweiz einen 
Flug in einen Drittstaat antreten? 

( 1 ) Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Luftverkehr — Schluss­
akte — Gemeinsame Erklärungen — Mitteilung über das Inkraft­
treten der sieben Abkommen mit der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft in den Bereichen Freizügigkeit, Luftverkehr, Güter- und Per­
sonenverkehr auf Schiene und Straße, öffentliches Beschaffungs­
wesen, wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit, gegensei­
tige Anerkennung von Konformitätsbewertungen und Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, ABl. 2002 L 114, S. 73. 

( 2 ) Beschluss Nr. 2/2010 des Gemischten Luftverkehrsausschusses Ge­
meinschaft/Schweiz, der durch das Abkommen zwischen der Ge­
meinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
Luftverkehr eingesetzt wurde vom 26. November 2010 zur Erset­
zung des Anhangs des Abkommens zwischen der Europäischen Ge­
meinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
Luftverkehr, ABl. L 347, S. 54. 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung 
für Ausgleichs und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall 
der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung 
von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91, 
ABl. L 46, S. 1.
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